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Betreff

Bebauungsplan Nr. 9 "Gelände der ehemaligen Förderanlagen und  
Kranbau Köthen GmbH"   
hier: Ausnahmsweise Zulassung einer Nutzungsänderung einer Lagerhalle 
in einen Mehrzweckraum für kulturelle, soziale und sportliche Zwecke 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 01.07.2010: Bau- und Umweltausschuss 01.07.2010 laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Rauer 22.06.2010

Beschlussentwurf

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, für das Grundstück Hinsdorfer Straße (Flurstück 1077 
aus Flur 1) die Nutzung des Gebäudekomplexes als Mehrzweckraum für kulturelle, soziale und 
sportliche Zwecke im Industriegebiet ausnahmsweise zuzulassen. 

Gesetzliche Grundlagen:
§§ 31 (1), 33 (1) BauGB; § 40 VwVfG



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

1. Herr Alexander Fleischer, Am Rittergut 17, 06388 Gröbzig, OT Wörbzig beantragt mit Schreiben 
    vom 07.06.2010 die Prüfung der ausnahmsweisen Zulässigkeit der Nutzungsänderung einer 
    Lagerhalle in einen Mehrzweckraum für kulturelle, soziale und Sportliche Zwecke (Anlage 1). 
    Dafür ist eine Ausnahme von den Festsetzungen des B-Planes Nr. 9 "Gelände der ehemaligen 
    Förderanlagen- und Kranbau Köthen GmbH" erforderlich.

2. Das geplante Vorhaben liegt im Gebiet des seit dem 19.03.2004 rechtskräftigen
    Bebauungsplanes Nr. 9 "Gelände der ehemaligen Förderanlagen- und Kranbau
    Köthen GmbH".

    Im B-Plan ist dieses Gebiet als Industriegebiet (TG 13) festgesetzt (Anlagen 2 und 3).

   Die Grundflächenzahl ist mit 0,7; die Höhe baulicher Anlagen mit 15 m festgesetzt
    (Anlage 3).

    Zur Hinsdorfer Straße  (Flurstücksgrenze) ist eine Baugrenze im Abstand
    von 5 m festgesetzt (Anlage 2).
   Zur Quellendorfer Straße und zur Stichstraße im Norden ist eine Baugrenze im Abstand 
    von 5 m festgesetzt.

    Auf dem Grundstück sind Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung
    von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 (1) 
    Nr. 25 b BauGB) festgesetzt.  Auf dem Luftbild sieht man die Bepflanzungen sehr deutlich 
   (Anlage 4 - Luftbild).

3. Gemäß § 30 (1) BauGB ist ein Vorhaben im Geltungsbereich eines B-Planes 
    zulässig, wenn es den Festsetzungen über:

a) die Art der baulichen Nutzung (Ausnahme)
b) das Maß der baulichen Nutzung (+)
c) die überbaubaren Grundstücksflächen (+)
d) die örtlichen Verkehrsflächen (+)

    nicht widerspricht und wenn

e) die Erschließung gesichert ist (+)

    Das Vorhaben ist von der Art der Nutzung her (hier Mehrzweckraum für kulturelle,
    soziale und sportliche Zwecke) im ausgewiesenen Industriegebiet ausnahmsweise 
    zulässig.

4. Der Antrag ist nun nach § 31 (1) BauGB Ausnahmen zu prüfen. 

Ausnahmen

+ Nach § 31 (1) BauGB können von den Festsetzungen des Bebauungsplanes    
    solche Ausnahmen zugelassen werden, die in dem Bebauungsplan nach Art    
    und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind.

+ Entsprechend § 1.1.4. der Textlichen Festsetzungen in Verbindung mit
     § 9 (3) Nr. 2 BauNVO können Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
     gesundheitliche und sportliche Zwecke ausnahmsweise zugelassen werden.
     Das Vorhaben ist von der Art der Nutzung her (hier Mehrzweckraum für
     kulturelle, soziale und sportliche Zwecke)  im ausgewiesenen Industriegebiet 
     auch ausnahmsweise zulässig, da es sich um eine der o. g. Nutzungen handelt,
     die in einem Industriegebiet ausnahmsweise zulässig wären. 
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5.  Das Maß der baulichen Nutzung (hier die Grundflächenzahl GRZ) kann nicht 
     geprüft werden, da keine Berechnung beigefügt ist. Eine Überprüfung der  
     aktuellen Luftbildaufnahme ergab eine niedrigere GRZ als 0,7. 
 
     Die überbaubare Grundstücksfläche (Baugrenze) wird nicht überschritten.
     Die Nutzungsänderung erfolgt im Bestand. Die festgesetzte Höhe der baulichen 
     Anlagen von h = 15,00 m wird nicht überschritten, da an der bestehenden
     Anlage keine weitreichenden Veränderungen vorgenommen werden sollen.

     Im Bebauungsplan sind grünordnerische Festsetzungen getroffen worden.   
     Entsprechend § 5.1.1 besteht Erhaltungsbindung des gesunden 
     Baumbestandes (Anlage 4 - Luftbild). Bei der Anlage der Stellplätze ist 
     deshalb darauf zu achten, dass kein Baum gefällt werden muss.
     Entsprechend § 5.6 ist je 5 ebenerdiger Stellplätze ein großkroniger Laubbaum 
     nach Pflanzliste 1 zu pflanzen (Anlage 5).

     Die Erschließung ist über die Hinsdorfer Straße gesichert.
.

F a z i t  

Die Prüfung nach § 30 (1) BauGB hat ergeben, dass das Vorhaben ausnahmsweise
zulässig ist.

Anlagen: 
Anlage 1 - Antrag auf Nutzungsänderung vom 07.06.2010
Anlage 2 - Auszug aus dem Bebauungsplan M: 1 : 1.000
Anlage 3 - Auszug aus den Nutzungsschablonen
Anlage 4 - Luftbild, ohne Maßstab
Anlage 5 - Auszug aus den grünordnerischen Festsetzungen
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